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Rechtsprechung/Buchbesprechung 
die Bestellung der Hypothek erhielt, ob die allenfalls vereinbarte 
Gegenleistung angemessen war und, sollte eine angemessene 
Gegenleistung vereinbart worden sein, ob die Organe der Ziel­
gesellschaft bei gewissenhafter Prüfung annehmen konnten, 
daß die Zielgesellschaft die für die Rückzahlung des Kredites 
notwendigen Mittel erwirtschaften werde. Bei der Angemes­
senheitsprüfung wird zu berücksichtigen sein, daß die Bestel­
lung einer Hypothek für die Schuld eines Dritten eine so schwer­
wiegende Maßnahme ist, daß sie in der Regel nur durch ein 
ganz ungewöhnliches Entgelt zu einem Akt ordnungsgemäßer 
Geschäftsführung werden konnte (Canaris, a. a. 0., S. 47; Pe/t­
zer/Bell, a. a. 0., S. 1764). 
Steht fest, daß die spätere Gemeinschuldnerin kein ange­
messenes Entgelt erhalten hat, so ist zu prüfen, ob dies der Klä­
gerin bekannt war. Stellt sich heraus, daß die Klägerin die ent­
sprechenden Vereinbarungen nicht gekannt hat, so stellt sich 
die Frage, ob die Klägerin eine Erkundigungspflicht traf. Für 
eine Erkundigungspflicht spricht, daß der Dritte meist um so we­
niger ein angemessenes Entgelt annehmen kann, als der Er­
werber ja schließlich kreditbedürftig war und die erforderliche 
Sicherheit offenbar nicht aus seinem eigenen Vermögen auf­
bringen konnte (Canaris, a. a. 0., S. 47; Peltzer/Bell, a. a. 0., 
S. 1764). Da nur ein ganz ungewöhnliches Entgelt die Sicher­
heitenbestellung angemessen abgelten könnte, konnte die Klä­
gerin demnach nicht vermuten, daß die spätere Gemein­
schuldnerin ein solches Entgelt erhalte. Sie hätte sich daher, 
wenn ihr das Fehlen eines angemessenen Entgelts nicht oh­
nedies bekannt war, bei den beteiligten Gesellschaften erkun­
digen müssen. Die Klägerin war aber nicht verpflichtet, beson­
dere Nachforschungen oder Angemessenheitsprüfungen an­
zustellen; sie konnte sich auf nicht offenkundig unrichtige ­
Auskünfte der beteiligten Gesellschaften verlassen. Hat die Klä­
gerin keine Auskünfte eingeholt, so muß sie sich den Verstoß 
gegen § 82 GmbHG entgegenhalten lassen; dem Beklagten 
steht dann ein Leistungsverweigerungsrecht zu. 
War eine angemessene Gegenleistung vereinbart, so ist zu 
prüfen, ob die Organe der Zielgesellschaft bei gewissenhafter 
Prüfung annehmen konnten, daß die Zielgesellschaft die für die 
Kreditrückzahlung notwendigen Mittel erwirtschaften werde 
können. Hätten sie erkennen müssen, daß dies nicht der Fall 
sein werde, so bleibt zu prüfen, ob dies die Klägerin gewußt hat 
oder ob ihre Unkenntnis auf grob fahrlässiges Verhalten zurück­
zuführen ist. Auch bei Zutreffen dieser Voraussetzungen ist der 
Beklagte berechtigt, die Leistung zu verweigern. 
Buchbesprechung 

Die Satzung der kleinen Aktiengesellschaft. 
Von Henning W. Wah/ers. 
Beck'sche Mustertexle Bd. 29. 
Verlag C.H. Beck, München 1996. 
173 Seiten, kart. 38,- DM. 
Die in der Praxis bewährte Reihe der Beck'schen Mustertexte 
ist um einen hervorragenden Band reicher. Das Thema "Kleine 
AG" beschäftigt die Kaulelarjurisprudenz seit zwei Jahren. Mit 
dem Gesetz "für kleine Aktiengesellschaften und zur Deregu­
lierung des Aktienrechts" vom 2. 8. 1994 (BGBI. I 1994, 1961) 
hatte der Gesetzgeber das Aktienrecht und die Mitbestimmung 
in Teilen dereguliert. Er wollte mit diesen Erleichterungen die 
Rechtsform der AG für kleine und mittlere Unternehmen attrak­
tiver gestalten. Ob dies mit den wenigen tatsächlich umgesetz­
ten Änderungen wirklich gelungen ist, mag bezweifelt werden 
(vgl. etwa K. Schmidl, ZHR 160 [1996], 265, 267; Sethe, 
DZWiR, 1996, 174f.). In jedem Fall ist es hilfreich, der Praxis 
entsprechende Satzungsmuster zur Verfügung zu stellen, die 
den Neuerungen Rechnung tragen (vgJ. etwa die Vorschläge 
bei Trolitzsch, WiB 1994,795 (I), 844 (11.); SeiberVKoster/Kiem, 
Die kleine AG, 3. Aufl. 1996, und Ammon/Görlitz, Die kleine Ak­
tiengesellschaft, 1995). Das Buch von Wah/ers, stellt die bis­
lang ausführlichste Satzung mit Erläuterungen zur Verfügung; 
der Autor bietet neben einer Einführung ins Thema einen Mu­
sterentwurf für die Satzung einer kleinen AG, den er auf 37 Sei­
ten im Detail erläutert. Das Werk wird abgeschlossen durch den 
als "weiterführende Hinweise zu Literatur und Rechtsprechung" 
bezeichneten FUßnotenapparat und ein ausführliches Stich­
wortregister. 
In seiner 11 Seiten umfassenden Einleitung arbeitet Wah/ers 
heraus, daß das Aktienrecht sich bislang am Modell der bör­
sengängigen AG orientierte und deshalb die Satzungsautono­
mie im Vergleich zur GmbH stark einschränkte. Anschließend 
erläutert er, warum die AG auch für Familienunternehmen eine 
geeignete Rechtsform darstellen und zur Verbesserung der Ei­
genkapitalausstatlung genutzt werden kann. Bei seiner Be­
schreibung der Vorteile (S. 2) verkennt der Autor allerdings, daß 
nicht nur die AG, sondern auch die KGaA eine börsengängige 
Rechtsform ist. Da die Neuerungen des Gesetzes für die kleine 
AG ganz überwiegend auch für die "kleine KGaA" gelten, wäre 
ein kurzer Vergleich der Vor- und Nachteile dieser beiden Ge­
stallungen (unter Einbeziehung der oft empfohlenen Kapitalge­
seilschaft & Co. KGaA) für die Benutzer des Werks sicherlich 
hilfreich gewesen. Im Anschluß beschreibt Wah/ers die ge­
setzlichen Neuerungen, um danach die Gründung (Bar- und 
Sachgründung sowie Umwandlung) darzustellen. 
Der 18 Seiten umfassende zweite Teil des Buchs enthält ein 
Satzungsmuster, das die Bereiche Firma, Sitz und Geschäfts­
jahr, Gegenstand des Unternehmens und Bekanntmachungen, 
Grundkapital und Aktien, Vorstand, Aufsichtsrat und Hauptver­
sammlung sowie Rechnungslegung und Gewinnverwendung 
erfaßt. Ziel des Autors ist es dabei nicht, VorSChläge für jede 
denkbare Verwendungsmöglichkeit der kleinen AG zu bieten. 
Völlig zu Recht konzentriert er sich auf die typischen Anwen­
dungsfälle und läßt aktienrechtliche Sonderfragen (z. B. Sat­
zungsregelungen in bezug auf die in § 221 AktG geregelten Fi­
nanzierungsinstrumente) und Nebenabreden (Pool- und 
Stimmbindungsverträge) außer Betracht. die ohnehin schon in 
den gängigen Formularhandbüchern behandelt werden. Auf 
diese Weise bleibt Raum für eine breite Ausdifferenzierung der 
einzelnen Satzungsbestimmungen. So finden sich zu manchen 
Themenkomplexen zwei bis drei Varianten, die in sich jeweils 
noch mehrere Alternativvorschläge enthalten. 
Im dritten Teil des Buchs werden die einzelnen Bestimmun­
gen, Varianten und Alternativen ausführlich und unter Heran­
ziehung des einschlä(iligen Schrifttums erläutert. Dabei stellt der 
Autor jeweils einen Uberblick über die Rechtslage voran und 
eröffnet so auch dem im Aktienrecht nicht so versierten Rechts­
anwalt den Zugang zur Regelungsmaterie. Die Erläuterungen 
greifen auch Bereiche auf, die nicht unmittelbar in den Sat­
zungsmustern enthalten sind, aber eng mit diesen zusammen­
hängen (z. B. Beraterverträge mit Aufsichtsratsmitgliedern). Die 
Ausführungen überzeugen nicht nur inhaltlich, sondern auch 
durch ihre knappen und sehr präzisen Formulierungen. Das ins­
gesamt gelungene Werk kann jedem Praktiker uneingeschränkt 
empfohlen werden. 
Abschließend sei eine Anregung an den Verlag gerichtet, die 
das Erscheinungsbild der Schriftenreihe insgesamt betrifft. Die 
Benutzung wird dadurch, daß sich die Fußnoten am Ende des 
Buchs befinden, etwas erschwert. Es wäre vorteilhaft, wenn 
man die Anmerkungen dadurch entschlackt, daß ein separates 
Literaturverzeichnis erstellt wird. Die dann sehr viel kürzeren 
Fußnoten ließen sich ohne weiteres am unteren Ende der je­
weiligen Seite plazieren. 
Wiss. Mitarbeiter Dr. Rolf SeIhe, LL.M., Tübingen 
